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KOLUMNE

Brücken in das
Arbeits-Leben
V O N T H O M A S B E R E N Z

Zu Beginn des Monats August sind zahl-
reiche junge Menschen in ihre Ausbil-
dungszeit gestartet. Ein aufregender Le-
bensabschnitt begann. Immerhin hieß es
für die neuen Azubis in aller Regel: raus
aus der Schule, rein in das Arbeits-Leben.
Nicht alle erreichen das Ziel ihrer Ausbil-
dung. Seit einigen Jahren steigt die Zahl
der Ausbildungsabbrüche in Deutschland.
Im zurückliegenden Jahr wurde jeder
vierte Ausbildungsvertrag vorzeitig gelöst.
Private Gründe können hierfür genauso
eine Rolle spielen wie Konflikte im Aus-
bildungsbetrieb oder eine zu niedrige Ver-
gütung. Für einige der Jugendlichen sind
die Erwartungen an den gewählten Aus-
bildungsberuf zu hoch. Für andere die He-
rausforderungen im Betrieb und der Be-
rufsschule zu groß. Letzteres gilt beson-
ders für Jugendliche, denen es wegen per-
sönlicher oder sozialer Probleme, fehlen-
der oder schlechter Schulabschlüsse, man-
gelhafter Sprachkompetenz oder Grund-
bildung erst gar nicht gelingt, den Weg
über eine Ausbildung in ein Existenz si-
cherndes Berufsleben einzuschlagen.
Ob in solchen Fällen eine sogenannte „Be-
rufsvorbereitende Bildungsmaßnahme“
der Bundesagentur für Arbeit wirklich „fit“
für die Ausbildung und das (Berufs-) Le-
ben machen kann, ist fraglich. Es wird
nicht wenige Jugendliche geben, die trotz
dieser Maßnahme auf der Strecke bleiben
und zeitlebens mit einfachen Gelegen-
heitsjobs oder längerer Arbeitslosigkeit
konfrontiert sein werden.
Was diese Jugendliche, in denen trotz aller
Hemmnisse mitunter ungeahnte Talente
schlummern, wirklich brauchen, ist eine
individuelle, bereits in der Schule anset-
zende Förderung und Unterstützung bei
der Berufsfindung. Sie brauchen konkrete
Hilfe während der Ausbildung und
schließlich die Begleitung in der Über-
gangsphase von der Ausbildung in ein fe-
stes Angestelltenverhältnis. Denn „Genies
fallen nicht vom Himmel. Sie müssen Ge-
legenheit zur Ausbildung und Entwicklung
haben“, sagte einmal August Bebel. Soll
das Problem der – in Folge der Corona-
Pandemie wieder ansteigenden – Jugend-
arbeitslosigkeit und Langzeitarbeitslosig-
keit nachhaltig angegangen werden, dann
muss die Arbeitsmarktpolitik neue Ansät-
ze einer inklusiv ausgerichteten Berufsaus-
bildung fördern, die über das rein Fach-
liche hinaus auch auf eine umfassende Be-
schäftigungsfähigkeit von Jugendlichen
zielt. In Zeiten von Fachkräftemangel und
unbesetzten Ausbildungsstellen wäre das
auch eine Investition in die Wirtschaft
unseres Landes. Auch die Ausbildungs-
träger selbst können und müssen sich in
der Begleitung und Förderung ihrer Aus-
zubildenden engagieren. Der Sozialethiker
und Ökonom Joseph Kardinal Höffner be-
schrieb einmal den „Betrieb als Lebens-
raum“, der „letztlich im Dienst der Persön-
lichkeitsentfaltung des Einzelnen stehen
muss –, nicht bloß im Dienst des Kapitals
und nicht bloß im Dienst der Produktion
und der Kundschaft“. Jugendlichen eine
Brücke in das Arbeits-Leben zu bauen,
damit sie ihren persönlichen Weg finden
und gehen können, ist im Sinne der Soli-
darität und Subsidiarität eine sinnvolle
und gebotene Aufgabe.
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In Berlin hat sich das Angebot an Mietwohnungen innerhalb eines Jahres um 25 verringert, in anderen Großstädten hat es um 33 Prozent zugenommen. Foto: dpa

Deckel drauf und Ende
Der sogenannte
Mietdeckel in
Berlin zeigt, wie
sich der
linke Senat in
der Hauptstadt
an der Mangel-
wirtschaft der
DDR orientiert.
Wie sieht die
Alternative aus?
Eine Analyse
VON RICHARD SCHÜTZE

E
ine Szenewie zuDDR-Zeiten vor
einem „Konsum“-Geschäft: Eine
lange Schlange von Wartenden,
aus der Haustür hinaus und bis

um die Straßenecke herum. Doch 30 Jahre
nach dem Untergang der DDR schreiben
wir August 2020. Also Warten auf ein Vi-
sum vor einemKonsulat?Nein, der „Tatort“
befindet sich im gutsituierten Charlotten-
burg im Berliner Westen. Diejenigen, die
sich hier geduldig anstellen, wollen eine
Wohnung besichtigen. Um sie zu mieten.
Mietwohnungen aber sind zur Mangelware
geworden, ganz besonders in Berlin.
Dabei hatte die vor kurzem ausgerechnet

wegen einer Steueraffäre von ihrem Amt

zurückgetretene Berliner Bausenatorin
Katrin Lompschermehr und vor allem auch
für alle Schichten bezahlbaren Wohnraum
schaffen wollen. Die von Kritikern auch
„Bauverhinderungssenatorin“ oder „Bau-
bremse“ titulierte Politikerin der Linkspar-
tei gilt als Initiatorin des nach Ansicht der
Oppositionsparteien im Berliner Abgeord-
netenhaus verfassungswidrigen „Mietende-
ckel“-Gesetzes, gegen das Union und FDP
im Deutschen Bundestag ein abstraktes
Normenkontrollverfahren vor demBundes-
verfassungsgericht angestrengt haben. Ex-
perten halten das Gesetz schon deshalb für
verfassungswidrig, weil Bundesländer wie
Berlin auf diesem Gebiet gar keine Gesetz-
gebungskompetenz haben, sondern diese
ausschließlich dem Bund zusteht. Dies be-
stätigte auch der Bayerische Verfassungsge-
richtshof in einem jüngst ergangenen Urteil
zu einem ähnlichen Vorhaben in Bayern.
Mit demBerliner Landesgesetz sollen die

Mieten ab Februar 2020 auf demStand von
Juni 2019 „eingefroren“ werden und ab
2022 höchstens um 1,3 Prozent jährlich
steigen. Außerdem sollen sich bei Neuver-
mietungen die Mieten künftig an staatlich
festgelegten Obergrenzen und den zuvor
verlangten Mieten orientieren müssen.
Eigentümer und Investoren reagierten

umgehend. Zu Hauf wurden Mietwohnun-
gen angesichts stagnierender oder gar sin-
kender Ertragsperspektiven als Eigentums-
wohnungen zumKauf angeboten und damit
dem Mietmarkt entzogen. Nach Erhebun-
gen des Portals „immoscout“ sind aber trotz
des Mehrangebotes im vergangenen Jahr
die Kaufpreise für vor 2014 erbaute Woh-
nungen, dem Stichjahr, das für die Mietde-
ckelung entscheidend sein soll, nochmals
um durchschnittlich mindestens 6,6 Pro-
zent gestiegen. Im Hinblick auf das erwar-
tete Urteil des Karlsruher Bundesverfas-
sungsgerichts boten Vermieter auch schon
einmal Mietwohnungen mit zwei alternati-
ven Preisen an: Mit einer mietendeckeladä-
quaten und mit einer höheren freien Miete.

Während in anderen deutschen Groß-
städten von Hamburg bis München das An-
gebot an Mietwohnungen bei „immoscout“
innerhalb eines Jahres um sagenhafte 33
Prozent zunahm, verringerte es sich in Ber-
lin um bis zu 25 Prozent; bei Wohnungen,
die vor 2014 gebaut wurden, gar um fast 50
Prozent. Zwar sind die Mieten für vor 2014
errichtete Wohnungen sogar um acht Pro-
zent gesunken; doch hat dies seinen Preis.
Die Investitionsbereitschaft in Woh-

nungssanierungen und den Erhalt von Im-
mobilien sinkt und das Verkaufsangebot
von Altbauten steigt. Für Bernd Riexinger
aber ist das alles kein Problem: „Der Anreiz,
Mieter rauszuwerfen, um Luxussanierun-
gen durchführen zu können, ist sicherlich
gesunken“, meinte der Co-Vorsitzende der
Linkspartei nun, und stellte fest: „das ist ja
auch etwas Gutes.“
Doch der Berliner Senat unternimmt

auch keinerlei Anstrengungen, den Neubau
von Wohnungen zu fördern. Vielmehr sinkt
die Investitionsquote rapide und mit ihr die
Zahl der Bebauungspläne. Sinnvolle und
sogar notwendige Sanierungen werden
massiv behindert und als Luxussanierungen
diffamiert; der Mietbestand verkommt im-
mer mehr.

Zurück in die
Mangelwirtschaft der DDR
Stattdessen setzt Berlin nach dem Mus-

ter der DDR immer mehr auf den Erwerb
von Wohnungen im Staatsbesitz. Bis zu 50
Prozent der Wohnungen sollen in das
Eigentum der öffentlichen Hand gelangen.
Dazu üben die Bezirke verstärkt ihr Vor-
kaufsrecht aus und versuchen, mit einer ei-
gens gegründeten Genossenschaft und öf-
fentlichen Mitteln auch zu überteuerten
Preisen „dem Markt“ immer mehr Woh-
nungen „zu entziehen“. Die demissionierte
Bausenatorin, die 1981 in die SED eingetre-
ten war, setzte sich auch vehement für ein
Volksbegehren ein, um alle Immobilienge-
sellschaften zu enteignen, die mehr als
3000 Wohnungen besitzen.
Doch das Vorbild der DDR mit ihren flä-

chendeckend vergammelnden Wohnungen
mit Kohleöfen, dafür aber viele davon ohne
Toiletten und Badezimmer, und der durch-
weg maroden Bausubstanz in den vom Zer-
fall bedrohten ostdeutschen Städten, sollte
abschrecken. Zwar ist Wohnraum ein exis-
tenzielles Grundbedürfnis; doch Staat und
Gesellschaft müssen sich fragen, mit wel-
chen Mitteln sie dies befriedigen wollen.
Jede Form von über Bebauungsplänen hi-
nausgehender Planwirtschaft ist zum

Scheitern verurteilt und schon allein des-
halb unsozial. Eine sachgerechte Lösung
des Problems ist nichtmit denMitteln einer
die Eigeninitiative diskriminierenden staat-
lichen Mangelwirtschaft, sondern nur mit
Unternehmergeist und Investitionsbereit-
schaft zu erreichen.
Ein sinnvoll strukturierter sozialer Woh-

nungsbau mit entsprechender staatlicher
Förderung kann dabei ein zentrales Ele-
ment sein; dies setzt allerdings voraus, dass
– anders als in Berlin – Bebauungspläne
nicht mit einer durchschnittlichen Dauer
von bis zu zwölf Jahren auf die lange Bank
geschoben und Investoren gezielt vergrault
werden. Neben der Bereitstellung von aus-
reichendemMietwohnraum muss der Staat
aber auch Rahmenbedingungen schaffen,
die es seinen Bürgern und vor allem auch
jungen Familien ermöglichen, eigenes
Wohneigentum zu erwerben.
Nur etwas mehr als 50 Prozent der Men-

schen in Deutschland wohnen in den eige-
nen vier Wänden. In den romanischen Län-
dern des europäischen Südens ist diese
Quote deutlich höher und liegt bei 70 Pro-
zent, in Rumänien als europäischem Spit-
zenreiter gar bei über 90 Prozent. Die gera-
de auch in Berlin hoheGrunderwerbssteuer
von sechs Prozent des Kaufpreises aber ist
eines der Hindernisse, die viele von einem
Eigentumserwerb abhält. Hinzu kommt,
dass Deutschland eines der Länder ist, das
weltweit mit die höchste Besteuerung auf
Erwerbseinkommen vornimmt. Dies führt
dazu, dass viele kein hinreichendes Eigen-
kapital zum Erwerb einer eigenen Woh-
nung bilden können. Auch die aktuell nied-
rigen Zinsen sind kein Anreiz, sich mit
einem entsprechenden Erwerbskredit mas-
siv zu verschulden.
Denn mit dem Corona-Lockdown und

der noch für lange Zeit desaströsen wirt-
schaftlichen Entwicklung haben sich für
hunderttausende Beschäftigte und Selbst-
ständige die wirtschaftlichen Perspektiven
in vielen Branchen verdüstert; viele Exis-
tenzen stehen gar auf dem Spiel. Da
schmerzt es noch mehr, wenn mit Kurz-
arbeiterlöhnen und sinkenden Reallohn-
perspektiven ein Großteil der zur Verfü-
gung stehenden Nettoeinkommen in Form
von Mietzins oder bei Eigentumserwerb
auch für Tilgungen und Kreditzinsen aufge-
wandt werden müssen.
Die Not wendend wäre eine grundlegen-

de Steuerreform, zu der sich aber seit Jahr-
zehnten keine konservativ geführte Bun-
desregierung aufraffen mag.
So bleibt es bei föderaler Flickschusterei

und postmarxistischen Allmachtsphanta-
sien, die die Zustände nur verschlimmern.


